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Präambel 

Der Beteiligungsbeirat ist ein Gremium des Landes Berlin. Er ist eines der fünf Instrumente für gute 

Beteiligung, die in den „Leitlinien für Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an Projekten und Pro-

zessen der r umlichen Stadtentwicklung“ (kurz: Leitlinien) genannt sind und leitet sich von diesen ab. 

Grundlage hierfür ist der Senatsbeschluss der Leitlinien vom 3. September 2019. 

Die Leitlinien und die darin genannten Grunds tze und Instrumente sowie das Kapitel „Wichtiges für 
alle Grunds tze und Instrumente“ und das auf den Leitlinien aufbauende Umsetzungskonzept sind 

die Handlungsgrundlage des Beteiligungsbeirats. 

Im Zusammenwirken mit weiteren Organisationen zur Umsetzung der Leitlinien, insbesondere des 

Zentralen Raums für Beteiligung, nimmt der Beteiligungsbeirat eine beratende Funktion wahr und 

spricht zur Umsetzung und Weiterentwicklung einer partizipativen Stadtentwicklung Empfehlungen 

aus. 

Für eine zielorientierte Zusammenarbeit geben sich die Mitglieder des Beteiligungsbeirats diese Ge-

sch ftsordnung, die in der Sitzung am 31.05.2021 beschlossen worden ist. Im Rahmen einer Online-

Abstimmung wurde die Gesch ftsordnung am 19.03.2023 angepasst. Die vorliegende Fassung wurde 

in der Sitzung am 19.06.2023 beschlossen. 

§ 1 Aufgaben des Be rats 

(1) Der Beirat tauscht sich als Gremium über die Erfahrungen mit der Umsetzung der Leitlinien aus. 

Bei Bedarf gibt der Beirat Empfehlungen zur Beteiligung insbesondere bei geplanten Projekten ab 

und begleitet die Weiterentwicklung der Leitlinien. 

(2) Im Zusammenwirken mit den Einrichtungen, Organisationen und Vorhabentr gerinnen, die Bür-
gerbeteiligung in der Stadtentwicklung planen und umsetzen, insbesondere des Zentralen Raums 

für Beteiligung der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, setzt sich der 

Beteiligungsbeirat damit für die praktische Anwendung der Grunds tze und Instrumente bei Pro-

zessen und Projekten der r umlichen Stadtentwicklung ein. 

(3) Neben einer regelm ßigen Evaluation der Leitlinien durch die Verwaltung sollen Erfahrungen 

nach ersten Jahren der Umsetzung systematisch im Rahmen einer externen Evaluation ausge-

wertet werden. Es ist eine der Hauptaufgaben des Beteiligungsbeirats, diese Prozesse zu beglei-

ten. Deshalb soll auch der Beteiligungsbeirat aus seiner T tigkeit Empfehlungen für die Weiter-

entwicklung der Leitlinien ableiten. 

§ 2 Zusammensetzung und Berufung des Be rats 

(4) Der Beteiligungsbeirat setzt sich aus 24 Mitgliedern zusammen, davon 

 8 Mitglieder aus der Bürgerschaft, 

 6 Mitglieder aus der organisierten Zivilgesellschaft (Initiativen, Vereine, Verb nde), 

 4 Mitglieder aus der Politik (Abgeordnetenhaus), 

 6 Mitglieder aus der Verwaltung (Senat und Bezirke). 

(1) Die acht Mitglieder aus der Bürgerschaft werden in einem quotierten Losverfahren ausgew hlt, 

welches durch einen externen Dienstleister durchgeführt wird. Das breite Spektrum der Berliner 

Gesellschaft soll sich in der Zusammensetzung widerspiegeln. 

(2) Die Pl tze der sechs Mitglieder aus der organisierten Zivilgesellschaft (Initiativen, Vereine und 

Verb nde) aus dem Bereich Stadtentwicklung werden auf der Grundlage einer qualifizierten Zu-
fallsauswahl vergeben. Je ein Mitglied vertritt die Bereiche („Cluster“) „Soziales und Gesundheit“, 
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„Organisierte Zivilgesellschaft“, „Umwelt“, „Wirtschaft“, „Menschen mit Behinderung“ und „Or-

ganisationen von Migrantinnen und Migranten“. 

(3) Vier Mi glieder werden durch Manda s räger und Manda s rägerinnen der verschiedenen Frak i-

onen des Berliner Abgeordne enhauses bese z  werden. Alle Frak ionen des Abgeordne enhauses 

dürfen Mi glieder und S ellver re ungen benennen, wobei jedoch insgesam  nur vier S immrech e 

gleichzei ig ak iv ausgeüb  werden dürfen. Vor jeder Si zung wird das Rech  zur ak iven S imm-

ausübung un er den anwesenden Manda s rägerinnen und Manda s rägern ausgelos . Bei 

S immvorgängen, die außerhalb einer Si zung passieren (beispielsweise im Fall einer Online-

Abs immung), wird un er allen benann en Mi gliedern aus den Frak ionen gelos . Wenn ein Mi -

glied in diesem Fall das S immrech  nich  wahrnehmen möch e, is  seine S ellver re ung zur ak i-

ven S immausübung berech ig . Wenn die S ellver re ung das S immrech  ebenfalls nich  wahr-

nehmen möch e, wird das S immrech  un er den verbleibenden Mi gliedern ohne ak ives S imm-

rech  aus den Frak ionen ausgelos . [Absatz 3 wird erst rechtsgültig, wenn der Senat dieser Rege-
lung zugestimmt hat, da sie eine Anpassung der Leitlinien erfordert. Der vom Beteiligungsbeirat 

ausformulierte Änderungsvorschlag liegt dem Senat vor.] 

(4) Von den sechs Verwaltungsmitgliedern sollen jeweils drei aus den Senatsverwaltungen und den 

Bezirksverwaltungen kommen. Die Festlegung der drei Mitglieder aus den Senatsverwaltungen 

erfolgt durch den Senat. Die Festlegung der drei Mitglieder aus den Bezirksverwaltungen erfolgt 

durch den Rat der Bürgermeister. Sie sollen entweder Bezirksbürgermeister:innen oder Bezirks-

stadtr t:innen sein. 

§ 3 Amtsze t der M tgl eder 

(1) Die Amtszeit der Mitglieder orientiert sich an der Berliner Legislaturperiode. 

(2) Die Amtszeit der Bürger:innen endet nach der ersten H lfte der auf ihre Berufung folgenden Le-
gislaturperiode. Das Auswahlverfahren für die nachfolgenden Vertreter:innen wird von der Se-

natsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen in einer Weise organisiert werden, die 

eine gute Übergabe der laufenden Angelegenheiten und eine Weitergabe der gesammelten Er-

fahrungen von den scheidenden an die neuen Mitglieder erlaubt. 

(3) Die Amtszeit der Vertreter:innen der organisierten Zivilgesellschaft endet nach der ersten H lfte 
der auf ihre Berufung folgenden Legislaturperiode. Das Auswahlverfahren für die nachfolgenden 

Vertreter:innen wird von der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen in ei-

ner Weise organisiert werden, die eine gute Übergabe der laufenden Angelegenheiten und eine 

Weitergabe der gesammelten Erfahrungen von den scheidenden an die neuen Mitglieder er-
laubt. 

(4) Die Mitglieder aus der Politik werden mit Beginn einer Legislaturperiode neu benannt. Ihre Amts-
zeit endet zugleich mit der Legislaturperiode oder mit dem Ausscheiden aus der sie entsenden-

den Fraktion. 

(5) Die Vertreter:innen aus den Verwaltungen werden zu Beginn einer Legislaturperiode neu be-
nannt. Ihre Amtszeit endet zugleich mit der Legislaturperiode. 

(6) Die vorgenannten Regeln werden auch im Fall eines vorgezogenen Endes der laufenden Legisla-
turperiode angewandt. Hierdurch können sich Verkürzungen oder Verl ngerungen der Amtszei-

ten ergeben. 

(7) Die Amtszeit der Mitglieder aus der Bürgerschaft und der organisierten Zivilgesellschaft des im 

Februar 2021 w hrend einer laufenden Legislaturperiode erstmals einberufenen Beirats endet 

zur Mitte der kommenden Legislaturperiode, voraussichtlich im ersten Quartal 2024. 
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§ 4 Vertretungsregelungen 

(1) Für jede Gruppe von Mitgliedern gelten nachstehende Vertretungsregelungen. Abweichungen 

hiervon sind nicht zul ssig und führen zum Ausschluss einer nicht korrekten Stellvertretung von 

der Sitzung. 

(2) Falls ein Mitglied nicht teilnehmen kann, führt die verhinderte Sitzungsteilnahme der Stellvertre-

tungen zur Nicht-Besetzung des Sitzes in der jeweiligen Sitzung. 

(3) Für alle ordentlichen Mitglieder werden bereits bei der Benennung beziehungsweise Wahl per-

sönliche Stellvertretungen benannt. 

a) Jedem ordentlichen Mitglied der Gruppe der Bürger:innen ist eine persönliche Stellvertre-

tung zugeordnet. Gleichwohl pro Sitzung nur eine Person das Stimmrecht wahrnehmen kann 

(stimmberechtigtes Mitglied), sind die einzelnen Mitglieder und ihre Stellvertretungen (sog. 

Tandems) aufgefordert, sich zu den Sitzungsthemen abzustimmen und bei Bedarf gemeinsam 

an den Sitzungen teilzunehmen. Die Gesch ftsstelle unterstützt die Mitglieder der Bür-

ger:innen bei der Ansprache ihrer Stellvertretungen. Für den Fall, dass ein ordentliches oder 

stellvertretendes Mitglied der Bürger:innen dauerhaft ausscheidet, werden die bereits im 

Bewerbungsprozess zugeordneten Nachrücker:innen gebeten, den frei werdenden Platz ein-
zunehmen. Für den Fall, dass diese nicht zur Verfügung stehen, können andere Nachrücken-

de aus dem ausgelosten Kontingent von Bürger:innen angesprochen werden. 

b) Verhinderte Mitglieder aus den zivilgesellschaftlichen Organisationen werden von ihrer Or-

ganisation selbst vertreten. Sie werden zusammen mit den ordentlichen Mitgliedern benannt 

und sind die ausschließlichen Vertretungen. Für den Fall, dass ein ordentliches oder stellver-

tretendes Mitglied einer zivilgesellschaftlichen Organisation dauerhaft ausscheidet, ist die 

Organisation berechtigt, eine andere Person aus ihren Reihen als Nachrücker:in zu benen-
nen. Kann keine Person benannt werden, wird ein außerordentliches Auswahlverfahren zur 

Nachbesetzung des vakanten Platzes durchgeführt. Wird ein Sitz in einer Frist von weniger als 

einem Jahr vor dem n chsten regul ren Auswahlverfahren vakant, ist von einem außeror-

dentlichen Auswahlverfahren abzusehen. 

c) Jedes ordentliche Mitglied aus den Verwaltungen kann sich ausschließlich von dem ihm na-

mentlich zugeordneten stellvertretenden Mitglied vertreten lassen. Für den Fall, dass ein or-
dentliches oder stellvertretendes Mitglied dauerhaft ausscheidet, können das Abgeordne-

tenhaus beziehungsweise die Senats- und Bezirksverwaltungen aus ihren Reihen ein anderes 

Mitglied bestimmen. Für den Fall, dass keine Person benannt werden kann, bleibt der Sitz 

unbesetzt. 

d) Jedes ordentliche Mitglied aus der Politik kann sich bezüglich der Teilnahme an Sitzungen 

ausschließlich von dem ihm namentlich zugeordneten stellvertretenden Mitglied vertreten 

lassen. Für den Fall, dass ein ordentliches oder stellvertretendes Mitglied dauerhaft aus-
scheidet, kann die betroffene Fraktion aus ihren Reihen ein anderes Mitglied bestimmen. Für 

den Fall, dass keine Person benannt werden kann, bleibt der Sitz unbesetzt. 

§ 5 Sprecher: nnenrat 

(1) Der Beteiligungsbeirat w hlt einen Sprecher:innenrat, der mindestens drei und maximal fünf 

Sprecher:innen umfasst. 

(2) Die Mitglieder der Bürgerschaft und die organisierte Zivilgesellschaft müssen jeweils mindestens 
eine:n Sprecher:in stellen. Aus den anderen Gruppen soll jeweils höchstens ein:e Sprecher:in 

entsandt werden. Auf die Benennung von Sprecher:innen aus Politik und Verwaltung kann ver-

zichtet werden. 
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(3) Über die Größe des Sprecher:innenrats soll sich der Beteiligungsbeirat im Vorfeld einer regul ren 

Wahl durch einfachen Mehrheitsbeschluss verst ndigen. Geschieht dies nicht, hat der Spre-

cher:innenrat drei Mitglieder. Im Falle einer bloßen Nachwahl zur Besetzung eines einzelnen Sit

zes im Sprecher:innenrat kann die Verst ndigung zur Größe entfallen. 

(4) Die Amtsperiode betr gt ein Jahr, die auf Antrag einer amtierenden Sprecherin beziehungsweise 

-

eines amtierenden Sprechers mit einfacher Mehrheit um bis zu einem halben Jahr verl ngert 

werden kann. Der Beirat kann ebenso gebündelt über die Verl ngerung der Amtszeit des gesam-

ten Sprecher:innerats abstimmen. 

(5) Aufgaben des Sprecher:innenrats sind insbesondere die Mitwirkung bei der Aufstellung der Ta-
gesordnung für die kommende Sitzung, die Freigabe des Protokolls sowie die Außendarstellung 

des Beteiligungsbeirats. Er ist der erste Ansprechpartner der Gesch ftsstelle bei allen organisato-

rischen Fragen zur Arbeit des Beteiligungsbeirats. 

(6) Die Veröffentlichung von Details aus dem Beirat über das Protokoll hinaus (zum Beispiel Beant-

wortung von Presseanfragen) obliegt ausschließlich dem Sprecher:innenrat nach interner Ab-

stimmung mit dem Beirat und der Gesch ftsstelle. 

(7) Die Mitglieder des Sprecher:innenrats werden von allen Mitgliedern des Beteiligungsbeirats ge-

meinsam in einer geheimen Wahl bestimmt. 

§ 6 Wahl des Sprecher: nnenrates 

(1) Jedes Mitglied des Beteiligungsbeirats kann sich zur Wahl als Sprecherin oder Sprecher stellen. 

Mitglieder vertreten im Sprecher:innenrat stets die Gruppe, der sie im Beteiligungsbeirat ange-

hören. 

(2) Die Wahl des Sprecher:innenrates erfolgt in einem gemeinsamen und geheimen Wahlgang durch 

die stimmberechtigten Mitglieder des Beteiligungsbeirats. 

(3) Die Wahl erfolgt mittels relativer Mehrheitswahl, wobei pro Kandidat:in nur eine Stimme verge-

ben werden kann, sofern der Beteiligungsbeirat für eine bestimmte Wahl kein anderes Verfahren 

durch einfache Mehrheit beschließt. Jedes stimmberechtigte Mitglied verfügt bei diesem Wahl-
verfahren über so viele Stimmen wie es Sitze zu besetzen gilt, nicht genutzte Stimmen führen 

nicht zur Ungültigkeit der Stimmabgabe. Gew hlt sind hierbei diejenigen Kandidat:innen, die im 

Verh ltnis die meisten Stimmen auf sich vereinen. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Im 

Losverfahren unterlegene Kandidat:innen können einen anderen Sitz im Sprecher:innenrat ein-

nehmen. 

(4) Unabh ngig vom eingesetzten Wahlverfahren sind die festgehaltenen Vorgaben zu Mindest- und 
Höchstzahl an Sprecher:innen aus den Gruppen Bürgerschaft, organisierte Zivilgesellschaft, Poli-

tik und Verwaltung einzuhalten. 

(5) Die Wahl kann sowohl papiergebunden im Rahmen einer Sitzung durchgeführt werden, als auch 

gestreckt über einen Zeitraum von nicht mehr als einer Woche mittels eines elektronischen Ver-

fahrens. Eine Briefwahl ist nicht zul ssig. Über die gew hlte Methode kann der Beteiligungsbeirat 

sp testens sechs Wochen vor dem Wahltermin entscheiden. Macht er hiervon keinen Gebrauch, 

entscheidet die Gesch ftsstelle über das Vorgehen. 

§ 7 E nr chtung e ner Geschäftsstelle 

(1) Die Arbeit des Beirats wird durch eine Gesch ftsstelle unterstützt, die von der Senatsverwaltung 

für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen über den Zentralen Raum für Beteiligung beauftragt 

wird. 

(2) Die Gesch ftsstelle wirkt auf eine allparteiliche, gedeihliche und faire Zusammenarbeit in und mit 

dem Beteiligungsbeirat hin. 
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(3) Die Gesch ftsstelle übernimmt die Vorbereitung der Sitzungen, die Unterstützung bei der Durch-

führung von Sitzungen, insbesondere durch eine professionelle Moderation, die Aufbereitung 

von Themen auf Wunsch des Beteiligungsbeirats, die Vorbereitung der Tagesordnung, die Doku-

mentation der Sitzungen, das Einladungsmanagement, die Berechnung der Aufwandsentsch di-

gung sowie für weitere Aufgaben, die für die Arbeit des Beteiligungsbeirats zu dessen Unterstüt-

zung erforderlich sind. 

(4) Im Regelfall erfolgt die Kommunikation zwischen Gesch ftsstelle und Beirat elektronisch. 

(5) Das Barrierefreie Informations- und Kommunikationstechnik Gesetz Berlin (BIKTG Bln. 2019) fin-

det Anwendung auf die zur Verfügung zu stellenden Dokumente und Informationen sowie Kom-
munikationsprozesse, um die digitale Barrierefreiheit zu gew hrleisten. 

§ 8 S tzungen, Formen und Fr sten 

(1) Die Sitzungstermine des Beteiligungsbeirats werden üblicherweise zu Ende eines Kalenderjahrs 

für das kommende Jahr festgelegt. Die Sitzungen sollen mindestens viertelj hrlich stattfinden; 

das Gremium kann sich auf eine höhere Zahl an regul ren Sitzungsterminen verst ndigen. 

(2) In den 90 Tagen nach einer Wahl zum Abgeordnetenhaus finden keine Sitzungen des Beteili-

gungsbeirats statt, um den Fraktionen des Abgeordnetenhauses sowie den Berliner Verwaltun-
gen ausreichend Zeit zur Benennung ihrer Mitglieder und Stellvertretungen zu geben. 

(3) Die Einladungen zu den Sitzungen werden per E-Mail versandt, im Einzelfall auch postalisch. Vier 

Wochen vor einer regul ren Sitzung versendet die Gesch ftsstelle eine Erinnerungsmail mit einer 

vorl ufigen Tagesordnung und der Aufforderung zur Benennung weiterer Tagesordnungspunkte. 

Zwei Wochen vor der Sitzung wird die Tagesordnung versandt. 

(4) Auf Antrag von mindestens zwei Mitgliedern des Beteiligungsbeirats können mit einfacher Mehr-

heit der Abstimmenden über die j hrliche Sitzungsplanung hinaus außerordentliche Sitzung ein-

berufen werden. Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen kann die An-

zahl zus tzlicher Sitzungen auf die durch die verfügbaren Haushaltsmittel finanzierbare Menge 

begrenzen. Der Antrag und die Abstimmung auf Einberufung einer außerordentlichen Sitzung 

kann auch außerhalb einer laufenden Sitzung gestellt werden. Sofern nicht ausdrücklich anders 

beantragt, müssen zwischen dem Ende der Abstimmungsfrist und dem Sitzungstermin mindes-

tens zwei Wochen Zeit liegen. Die Einladung zu einer außerordentlichen Sitzung erfolgt zwei Wo-
chen vor dem Sitzungstermin beziehungsweise unmittelbar nach dem Ende der Abstimmung. 

(5) Eine notwendige Absage von Sitzungen soll in Abstimmung mit dem Sprecher:innenrat nicht sp -

ter als drei Werktage vor dem Sitzungstermin erfolgen und eine Begründung enthalten. Ausgefal-

lene Sitzungen werden in der Regel nachgeholt. 

(6) Sofern nichts anderes ausdrücklich beschlossen wird, finden die Sitzungen sowohl digital als auch 

als Pr senzveranstaltung (Hybridsitzung) in R umen der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, 

Bauen und Wohnen statt. Der Sitzungsort soll für alle Mitglieder bei angemessenem Aufwand mit 

dem öffentlichen Personennahverkehr erreichbar sein. Es ist Aufgabe der Gesch ftsstelle, die 

Mitglieder für eine reibungslose Teilnahme an einer Sitzung, insbesondere den Teilnehmenden-

kreis schwerbehinderter Menschen, zu unterstützen. 

(7) Die Sitzungen finden in der Regel von 18 Uhr bis sp testens 21.30 Uhr statt. 

(8) Die Moderation erfolgt durch die Gesch ftsstelle. Die Wahl der moderierenden Person steht der 

Gesch ftsstelle frei. Ein Wechsel der Moderation für einzelne Sitzungen oder Tagesordnungs-

punkte ist insbesondere denkbar, wenn Mitarbeitende der Gesch ftsstelle aufgrund ihrer sonsti-

gen beruflichen T tigkeit zu einem Tagesordnungspunkt befangen sind. 

(9) Mitarbeitende des Zentralen Raums für Beteiligung nehmen regelm ßig als G ste an den Sitzun-

gen teil. 
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§ 9 Erstellung der Tagesordnung 

(1) Die Gesch ftsstelle erstellt einen Entwurf der Tagesordnung auf Grundlage der vorangegangenen 

Beratungsergebnisse des Beteiligungsbeirats. 

(2) Die Endfassung der Tagesordnung ist mit dem Sprecher:innenrat abzustimmen. 

(3) Zu Beginn einer Sitzung können weitere Antr ge zur Tagesordnung gestellt werden. Wenn sich 

abzeichnet, dass nicht alle Tagesordnungspunkte aus zeitlichen Gründen oder wegen fehlender 

fachlicher Vorbereitung in der Sitzung behandelt werden können, werden sie in die n chste Sit-

zung verschoben. Alternativ kann die Durchführung einer außerordentlichen Sitzung beschlossen 

werden. 

§ 10 Dokumentat on der S tzungen 

(1) Zu den Sitzungen wird innerhalb von zwei Wochen der Entwurf eines Ergebnisprotokolls von der 

Gesch ftsstelle in anonymer Form gefertigt und den Mitgliedern zur Verfügung gestellt. 

(2) Jedes Mitglied des Beirats ist dazu berechtigt, nach Versand des Protokollentwurfs innerhalb 

einer Woche bis zu einem ausdrücklich benannten Stichtag Änderungswünsche und/oder eine 

namentlich gekennzeichnete Protokollnotiz, die dem Protokoll beigefügt wird, an die Gesch fts-

stelle zu übermitteln. 

(3) Die Gesch ftsstelle übersendet innerhalb einer Woche nach dem Stichtag der Rückmeldung den 

kommentierten Entwurf des Ergebnisprotokolls an den Sprecher:innenrat. 

(4) Der Sprecher:innenrat entscheidet innerhalb einer Woche nach Übersendung der kommentier-
ten Entwurfsfassung des Protokolls über die Übernahme der Änderungswünsche und erstellt so 

ein vorl ufiges Protokoll. 

(5) Das vorl ufige Protokoll soll sp testens sechs Wochen nach der Sitzung den Mitgliedern übermit-

telt werden, sp testens am Tag vor der Folgesitzung. 

(6) Die endgültige Best tigung eines Protokolls erfolgt in der Folgesitzung des Beteiligungsbeirats mit 

einfacher Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. Das endgültige Protokoll 

wird im Internet veröffentlicht. 

§ 11 Beschlussfassung 

(1) Der Beteiligungsbeirat ist beschlussf hig, wenn mindestens ein Drittel der stimmberechtigten 

Mitglieder anwesend sind. 

(2) Empfehlungen und interne Beschlüsse sollen möglichst einvernehmlich unter Berücksichtigung 

der ge ußerten Bedenken gefasst werden. 

(3) Ist eine einvernehmliche Beschlussfassung nicht möglich, werden Empfehlungen und interne 

Beschlüsse mit einfacher Mehrheit beschlossen. 

(4) Zu jeder Empfehlung und zu jedem Beschluss wird festgehalten, welche Bedenken vorgebracht 

wurden und ob beziehungsweise wie diese schlussendlich eingeflossen sind. Die Dokumentation 

des Entscheidungswegs ist Teil des Protokolls. 

(5) Für die Änderung der Gesch ftsordnung gelten die in § 18 (2) festgehaltenen Bedingungen für 

eine Beschlussfassung. 

(6) Beschlüsse können auch online-gestützt mittels einer geeigneten, den allgemeinen Wahlgrund-

s tzen entsprechenden, Software durchgeführt werden. Eine Online-Abstimmung kann nur ange-

setzt werden, wenn eine ordentliche Sitzung aus organisatorischen Gründen nicht durchgeführt 

werden kann oder auf einer vorangegangenen Sitzung ein Beschluss aufgrund des verfehlten 

Teilnahmequorums nicht erfolgen konnte. 
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(7) Für eine Online-Abstimmung soll die Auslosung der stimmberechtigten Vertretungen aus der 

Politik in einer öffentlichen Versammlung erfolgen. 

§ 12 Beratungsergebn sse 

(1) Die Beratungen des Beirats können neben den Empfehlungen zur Weiterentwicklung der Leitli-

nien auch in konkreten Empfehlungen zu ausgew hlten Beteiligungsprozessen und Vorhaben 

münden. Diese Beratungsergebnisse werden vom Zentralen Raum für Beteiligung an die jeweils 
zust ndige Verwaltung vermittelt. Die Empfehlungen des Beirats dienen sowohl der Unterstüt-

zung der Senats- und Bezirksverwaltungen als auch privater Vorhabentr ger bei der Umsetzung 

der Leitlinien und der Ausgestaltung zukünftiger Beteiligungsverfahren. Sie orientieren sich an 

den Möglichkeiten und Grenzen des Verwaltungshandelns. 

(2) Um eine Rückkopplung zu den erfolgten Empfehlungen zu bekommen, berichtet der Zentrale 

Raum für Beteiligung in den Folgesitzungen zum Stand der Umsetzung. Diese Rückkopplungen 

fließen in die Evaluation zur Umsetzung der Leitlinien ein. 

§ 13 E nberufung von Arbe tsgruppen 

(1) Für eine vertiefte Bearbeitung von Themen können Arbeitsgruppen zeitlich befristet gebildet 

werden. 

(2) Die Gesch ftsstelle unterstützt die Arbeitsgruppen in ihrer Organisation und bei der Aufbereitung 

von Themen oder Projekten. 

(3) Auf Beschluss des Beteiligungsbeirats können Arbeitsgruppen auch zeitweise öffentlich tagen. 

§ 14 Te lnahme der Öffentl chke t 

(1) In der Regel sind die Sitzungen des Beteiligungsbeirats öffentlich. Dafür sind die Termine auf der 

Internetseite als Jahresüberblick zu veröffentlichen. Änderungen der Termine oder zus tzliche 

Sitzungen sollen mindestens zwei Wochen vor dem Termin auf der Internetseite veröffentlicht 

werden. 

(2) G ste sitzen sichtbar abgegrenzt vom Beirat und haben kein automatisches Rederecht, sondern 

sollen sich nur auf Wunsch der Mitglieder und nach Aufforderung durch die Moderation  ußern 

können. 

(3) Zu einzelnen Tagesordnungspunkten können gezielt G ste als Referierende und Erfahrungstr -

ger:innen eingeladen werden. 

(4) In besonderen F llen kann die Öffentlichkeit von der Sitzung oder von einzelnen Tagesordnungs-

punkten ausgeschlossen werden. Dies kann auf Antrag eines Mitgliedes mit einfacher Mehrheit 

beschlossen werden. 

§ 15 Zusammenarbe t m t anderen Grem en 

(1) Die Umsetzung der Leitlinien erfordert eine enge und gute Zusammenarbeit mit dem Zentralen 

Raum für Beteiligung, mit der ein regelm ßiger Informationsaustausch organisiert wird. 

(2) Die Zusammenarbeit mit weiteren Gremien ist möglich, soweit es die in § 1 dieser Gesch ftsord-

nung genannten Aufgaben des Beirats unterstützt. 
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§ 16 Internetse te 

(1) Die Öffentlichkeit wird über Aufgaben und Ziele des Beteiligungsbeirats auf einer Internetseite 

informiert. 

(2) Die Pflege übernimmt die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen in Ab-

stimmung und in Zusammenarbeit mit der Gesch ftsstelle. 

(3) Termine und Protokolle der Sitzungen werden auf der Internetseite veröffentlicht. 

(4) Die Mitglieder des Beirates werden namentlich und den Gruppen zugeordnet im Internet auf den 

Seiten des Landes Berlin veröffentlicht. 

§ 17 Aufwandsentschäd gung 

(1) Die Bürger:innen sowie die ehrenamtlich t tigen Mitglieder aus der organisierten Zivilgesellschaft 

erhalten eine Aufwandsentsch digung. 

(2) Die Höhe der Aufwandsentsch digung orientiert sich an den jeweils aktuellen Regelungen für die 

Vergütung ehrenamtlicher T tigkeit in Sozialkommissionen des Landes Berlin aus der Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes über die Entsch digung der Mitglieder der Bezirksverordneten-

versammlungen, der Bürgerdeputierten und sonstiger ehrenamtlich t tiger Personen (§ 4 

des DepEntschGDV BE). 

(3) Die Aufwandsentsch digung wird nur auf Antrag für die tats chliche Teilnahme an einer vom 

Beteiligungsbeirat angesetzten Sitzung gezahlt. Die Mitglieder haben eine Eigenerkl rung dar-

über abzugeben, dass die T tigkeit ehrenamtlich ausgeführt wird. 

(4) Die Gesch ftsstelle erfasst die Teilnahme an jeder Sitzung und bereitet zum Jahresende die Aus-

zahlungsanweisungen der Aufwandsentsch digung für die zust ndige Stelle in der Senatsverwal-

tung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen vor. 

§ 18 Inkrafttreten und Änderung der Geschäftsordnung 

(1) Erstmals trat die Gesch ftsordnung mit Beschluss in der Sitzung am 31.05.2021 in Kraft. Sie wur-

de im Rahmen einer Online-Abstimmung am 16.03.2023 fortgeschrieben. Die vorliegende Fas-

sung wurde in der Sitzung am 19.06.2023 beschlossen. 

(2) Die Gesch ftsordnung kann den fortlaufenden Entwicklungen und ge nderten Rahmenbedin-

gungen angepasst werden. Sie kann auf Antrag von einem Mitglied oder der Gesch ftsstelle mit 

zwei Drittel der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder in der Folgesitzung angepasst wer-

den. Voraussetzung für eine Anpassung ist, dass sie aus den Leitlinien und dem Umsetzungskon-

zept abgeleitet werden kann. 
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